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Geſetz-Sammlung 
N für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 7. —— 


(Nr. 2248.) Nachtrag zu dem Statute der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft nebſt Ge⸗ 
nehmigungs-Urkunde vom 26. Februar 1842. 


N. den in Gemaͤßheit der Allerhoͤchſten Beſtaͤtigungs⸗Urkunde vom 2. Aus 
guſt 1841. (Geſetzſammlung von 1841. Seite 233.) uͤber die Abaͤnderung der 
. 28. und 48. des Statuts der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn-Geſellſchaft in der 
General⸗Verſammlung vom 17. Januar d. J. berathen worden iſt, ertheile ich 
den darin, nach Inhalt der Anlage beſchloſſenen Beſtimmungen, welche an die 
Stelle der früheren $$. 28. und 48. des Statutes treten, auf Grund der, in 
der vorerwaͤhnten Allerhoͤchſten Beſtaͤtigungs-Urkunde enthaltenen Ermaͤchtigung 
hierdurch meine Genehmigung. 
Berlin, den 26. Februar 1842. 


(L. S) 


Der Finanzminiſter Graf v. Alvensleben. 


Jahrgang 1842. (Nr. 2248.) 13 ; Nach⸗ 
(Ausgegeben zu Berlin am 9. März 1842.) 


— ſ— 


Nachtrag 


zu dem Statute der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn⸗Geſellſchaft. 


%. 28. An den Verhandlungen in den General-Verſammlungen koͤnnen 
ſaͤmmtliche Aktionaire Theil nehmen, wogegen die Berechtigung zur Stimmge⸗ 
bung bei den Beſchluͤſſen von dem Beſitze von zehn Aktien abhaͤngig iſt. 

Die Berechtigung zu mehr als einer Stimme ſchreitet in folgendem 
Verhaͤltniſſe fort: 
Der Beſitz von 25 Aktien incl. berechtigt zu 2 Stimmen. 
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‘ Eine größere Anzahl von Stimmen kann kein Aktionair fuͤr ſich in An⸗ 
ſpruch nehmen. 

Aktionaire, welche weniger als zehn Aktien beſitzen, koͤnnen zuſammen⸗ 
treten, Einen unter ihnen bevollmaͤchtigen, und durch dieſen Bevollmaͤchtigten 
diejenige Stimmberechtigung ausüben, welche ihre geſammte Aktienzahl bedingt. 

Bei Zaͤhlung der Aktien zur Feſtſtellung der Stimmberechtigung werden 
die eigenen mit denen der Machtgeber zuſammengerechnet. 

$. 48. Zur Ausübung Aller, dem Direktorio ertheilten Befugniſſe wird 
daſſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden, durch eine von Gericht oder No⸗ 
tar beglaubte Abſchrift der betreffenden Wahlverhandlungen legitimirt. Den 
Nachweis, daß das Direktorium innerhalb der ihm ſtatutenmaͤßig zuſtehenden 
Befugniſſe handelt, iſt daſſelbe gegen dritte Perſonen und Behoͤrden niemals zu 
führen verpflichtet. Daſſelbe verbindet durch ſeine Handlungen die Geſellſchaft 
gegen Dritte unbedingt, ohne daß es darauf ankommt, welche Beſchraͤnkungen 
ihm durch das Statut oder ſonſt geſtellt ſeyn möchten. Zu allen ſchriftlichen. 
Verpflichtungen iſt die Zuziehung und Unterſchrift von fuͤnf Mitgliedern des 
Direftorii oder deren Stellvertreter erforderlich und ausreichend. 
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(Nr. 2249.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 28. Februar 1842., wegen Ernennung des 


Geheimen Ober-Reviſionsraths Dr. von Savigny zum Staats- und 
Juſtizminiſter. 


N. habe den Geheimen Ober-Reviſionsrath Dr. von Savigny zum Staats⸗ 
und Juſtizminiſter ernannt und ihm das bisher von dem Staats- und Juſtiz⸗ 
Miniſter von Kamptz verwaltete Miniſterium fuͤr die Geſetzreviſion übertragen, 
und weiſe das Staatsminiſterium an, Diefe Ernennung durch die Geſetzſamm⸗ 
lung bekannt zu machen. 


Berlin, den 28. Februar 1842. 


Friedrich Wilhelm. 


An das Staatsminifterium. 
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